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Offensichtlich haben außer den Studenten 
noch andere Leute etwas an der Approbat- 
lonsordnung für i\rzte auszusetzen - die 
Kritik des WMFT (Westdeutscher M-di^dr! 
ischer Fakultätentag) und des Wissen- 
schaftsrates ziehlt jedoch wohl im proß- 
en und ganzen in eine andere Richtung! 

So beschloß der WMFT im Juni 76 Empfehl- 
ungen zur AO mit folgenden Forderungen: 

1, Einführung eines pf lichtraäßigen syst- 
ematischen Unterrichts (Vorlesunpj) zur 
Ergänzung der praktischen Übungen. 

2, Einführung einer zusätzlichen E amulat- 
ui' im Krankenhaus von zwe:i Monaten'. 

5» Änderun g _ der B^stehensregelung für die 
schriftlichen Jr'rufungen, wobei ±ur das 
Bestehen die zutreffende Beantwortung von 
mindestens 50^ der Fragen in jedem Stoff- 
gebiet Voraussetzung sein soll. 

Fortfall des schriftlichen Teils der 
Prfifung im dritten ADscnnitt der arzt- 
lichen Prüfung bei Einbeziehung des ent- 
sprechenden Prüfungsstoffes itii die schr- 
iftliche Prüfung des zweiten Abschnitts. 
Inhaltliche und zeitliche Erweit erung des 

mündlichen Teil§ der 'Prüfung. ' — 

Darüberhinausgehend hält der Wissen- 
schaft srat in seiner im Juli 76 verab- 
schiedeten Medizinempfehlungen eine "Kon- 
kretisierung der sog. Scheinprüfungen" 
für wünschenswert (damit sind bundesein- 
heitliche Kriterien, sprich Klausuren, für 
die Scheinvergabe in den Pflichtkursen 
gemeint!). 
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Im T\ov, 76" brachte nun das Bundesminist- 
erium für Jugend Familie und Gesundheit 
einen EntiA^urf für die "Zweite Verordnung 
zur Änderung der Approbations Ordnung für 
Ärzte" heraus. Darin sind zwar die skand- 
alösen Vorstellungen des WMFT und des Wis- 
senschaftsrates nicht verwirklicht, in der 
allgemeinen Begründung heißt es jedoch: 
"Sie (die Verordnung, der Verf.) muß dar- 
auf verzichten, solche Änderungen vorzu- 
sehen, für die es derzeit noch an aus- 
reichenden Erfahrungen fehlt oder die noch 
nicht realisierbar erscheinen." 
Außer einigen redaktionellen Veränderung- 
en sind folgende wesentliche Neuerungen 
darin enthalten : 

1. ) In §2 wird an betonter Stelle einge- 
:^-ügt, daß die Hochschulen begleitende 
systematische Vorlesungen anzubieten hab- 
en. Von Anwesenheitspflicht ist noch 
keine Rede . . . , 

2. ) Die zweimonatige Famulatur soll in 
Zukunft auch wieder in Krankenhäusern 
möglich sein, ausgenommen sind die Uni- 
kliniken und Lehrkrankenhäuser, Außerdem 
sollen auch Famulaturen in Rehabilitat- 
ionseinri chbungen, die nicht von den ges 
etzliche.: Rentenversicherungen getragen 



werden, anerkannt werden. Mit diesen ho' 
en Änderungen würden die Schwierigkeit^^" 
eine Pamulaturstelle zu bekommen, sicher' 
um einiges geringer. 

5.) Die Anträge auf Zulassung zu den drei 
Teilen der Ärztlichen Prüfung sollen her 
eits bis 20. Januar bzw. 20. Juni beim " i 
Landesprüfungsamt eingegangen sein - al^n 
4- Wochen früher als bisher. 

In §10 ist ein Absatz eingefügt word 
en, m dem festgelegt wird, daß man erst"" 
nach dem Bestehen der ärztlichen Vorprüf 
ung klinische Praktika belegen und erst 
nach dem Bestehen des 2. Teils der ärztl 
Prüfung das Praktische Jahr anfangen darf 
b.) Bei der Mitteilung der Prüfungsergeb ' 
nisse sollen dem Prüfling in Zukunft s'eina 

Leistungen" aufgegliedert für die einz- 
elnen Fächer bescheinigt werden. Hiermit ^( 
wird wieder eine Möglichkeit geschaffen V 
anhand des Prüfungsergebnisses z.B. die' 
Einstellung eines Bewerbers zu entscheidet 




6. ) Der zweite Abschnitt der ärztlichen 
Prüfung wird umgangreicher (11/2 Stdn 
länger), das Operative Stoffgebiet wird 
geteilt in 1) Chirurgie, Orthopädie, Uro 
logie und 2) Gyn! Augen, HNO, "Kieferchir 
und wird an zwei Tagen geprüft. 

Dafür werden auf den vierten Tag Nerven- 
heilkunde und Ökologie zusammengelegt 
(4,5 Stdn.). Im dritten Abschnitt der 
Prüfung wird der mündliche Teil verläng- 
ert ("mindestens vier Stunden bei vier 
Prüflingen"), der schriftliche wird um 
eo^Fragen gekürzt (Innere 100, Chirurgei 
80) und der Prüfungsstoff wesentlich eng- 
er gefaßt (Beschränkung auf Differential- 
diagnose und spezielle internistische bzw. 
chirurgische Therapie), sodaß wohl ver- 
mieden wird , nochmal das zu prüfen, was 
schon im 2. Abschnitt drangewesen ist. 

7. ) Die Bedeutung der Allgemeinmedizin 
wird dadurch hervorgehoben, daß im 2.^1iK 
Studienabschnitt ein 16, Pflichtkurs mn- 
geführt wird: Kursus zur Einführung in 
Fragen der allgemeinmedizinischen Praxis,, 
Dies ist prinzipiell sicherlich begrüßnes- 
wert, nützt nur nichts, wenn nicht die 
Einrichtung von entsprechenden Lehrstühler 
gefördert wird. 



i 



Die Verordnung wird wahrscheinlich am 
^1. Nov. 77 in Kraft, treten und gilt dann 
für alle, die noch vor dem 2. Teil der 
ärztlichen Prüfung stehen, 
j^m 18. Januar fand in Bonn eine Beratung 
'a.es Entwurfs statt, an der Vertreter samt 
licher Ärztevereinigungen, des WMFT, der 
westdeutschen Rektorenkonferenz, der VDS 



und des Wissenschaftsrates teilnahmen. 
Ergebnisse dieses Treffens sind bis zum 
Redaktionsschluß noch nicht an die Öff- 
entlichkeit gelangt - werden auch wohl 
kaum gravierende Zusätze bringen. Es sei 
denn, dem WMFT bzw. dem Wissenschaftsrat 
ist es gelungen, doch noch seine völlig 
indiskutablen Vorstellungen in den 
Entwurf einzubringen 




Bonn : Gegen die Renten - 
gegen Schüler und Studenten 

Zum Zusammenhang von Krise und Bildungspolitik 



Als einen „nur dem Rentenskan- 
dal vergieichbaren Betrug" haben 
die veieinigien Deutschen Studen- 
ten>;chaften (VDS) die Anhcbung 
des BAFöG- Höchstsatzes um ledig- 
lich 30 DM verurtciJt Zwischen 
der Lage eines Rentners und der 
eines Studenten, Lehrlings oder 
Schülers gibt es in der Tai mehr 
Gemeinsamkeiten, als es zunächst 
den Ansciiein hat. 

Einige Momentaufnahmen der 
Bildungslandfichalt, v.ie sie sich 
Anfang 1977 den Bundesbürgern 
darbietet, machen die tiel.L;rt ifendc 
Krise sichtbar. In Baden -Württem- 
berg sollen, wie eiirmerüch, 1390 
HochschuUehrerü'eUen bis 1978 
gestriehen werden. Bekanr.r ist m- 
zwischen auch, daß entspre^htnd 
der Gcheiniptäne der Finanz- und 
Kultusmini sttT der Länder auch in 
allen übrigen Bundesländern 
strichen werden koU. Uberträgt 
man den prozentualen Anteil der 
Steilen^itreichungen im Südwest- 
Staat auf d;iS gesarnle Eimc'--ige- 
biet, so ist damit zu reehnrn.. daß 
in den näclvsten Jahren ui üt-r 
B u n d e s r '? pu b I i k i sgeb a m ^ 1 i) 000 
Hochschuilehrer^teilen ^ekür^t 
werden Ent:=prechend dem Ver- 
hältnis von Wissen:-char;Iern zu 
Nichtwispenschaftlern wird al.? 
Folge diese;-. Streichkon /.--r;cs min- 
desten? noch die doppelte Zahl 
niehtwissenscha tili eher Arbeits- 
plätze verlorengehen. In.^gesanit 
^irui also rund 30 fXHj .Arbeitsplät- 
ze an den Hochschuicn der Bun- 
deKrepubiik unmit'iHbar durch die 
Spiinnaü.nahmen rjedrohl. 

Kicht viel b^-sser sicni e--: an den 
Schulen aus: Wiederum in Baden- 
Württemberg geht man bereit;- mit 
gyrnnasifilen ' Zulassunyssperrcn 
gegen Zehnjährige, vor. Numerus 
clausus für Kinder. Kultusminster 
Girgensohn wiederum befürchtet 
aUcn Ernstes für das Jahr 1990 
rund HO 000 arbeitslose Junglehrer 
aliein in NRW; auf Bundesmaßstab 
hochgerechnet ergäbe das etwa 
600 OQO anstellungslose Pädagogen. 
Schiießlich verschärft sich das 
Problem der Jugendarbeitidosigkeit 
dramatisch: Bis 1985 wird von den 
Experten ein Fe hl bestand von 1,5 
MiiHonen Ausbildungsplätzen pro- 
gnostiziert. 



Worum geht es? Im Gegensatz 
zur Bildungskrise der sechziger 
Jahre erwachsen die gegenwarti- 
gen Probleme staatsmonopolisti- 
scher Bildungspolitik weniger aus 
einem quantitativen Nachholbe- 
darf, sondern aus dem Bestreben, 
entsprechend der Lohnsenkungs- 
kampagne die Kosten der akade- 
mischen Arbeitskraft zu senken, 
darüber hinaus den wissenschaftli- 
chen Nachwuchs zu formieren. Der 
Bundeskanzler hat diese Ab-^icht 
20. Juni 1975 in seiner Rede vor 
dar Max-Planck-Geseilschaft pro- 
grammatisch verkündet: Mehr Lei- 
stungsfähigkeit 'HS Kochschulwe- 
sens im Monopülmteresse, ein be- 
triebsmäßig'^s Management der 
Hochschulen, das Ab-solventcnbild 
eines opportun; st i sehen Wissen- 
«;haftiertyps, der '^ich nicht der 
arbeitenden Bevölkerung, sondern 
dem herr.-.rhenden Geselischaftssy.- 
stem verant wörtlich fühlt. 

F.S geht, kurz gesaf^t. um eine 
umfassende Rationalisierung und 
Ökonomisier-jng der Bildung im 
bleichen des Soziaiabbaus, Die \m 
Hoch sf ■ h u 1 r a i\m c n ge k ctz v o r gc se he - 
ne Durch j^ttzunü, \on unwissen- 
schaftlichen Ku r z:-; t ud 1 n g ä n gün 
(Regf ^Studienzeiten) für d'e T\Ia£.= C' 
der ^Studenten soll der „Enirumpe- 
!ung" der Studiengänfc?:^ von Wis- 
senschaft! ich-humonistischen In- 
halten dienen, die für die Profit- 
und Herrsehattj^inlcresüen der 
Großkonzerne nicht verwertbar 
sind oder ihnen gar widersprechen. 
Die Hochschulen der 80.::r J:ihrc 
i^ollen ihren universalen Biidung>- 
an sprach aut geben ur^d ;-u h^jheren 
Beruf;--.-.chulen tui- die Monopole 
werden. Beispielhaft hierfür ist der 
bereits heute bestehende Typus der 
Faclihochs'Jiuicn, an denen im Eit- 
teoipo graduit-ite In^^nieure und 
Datenvcrarbeitcr v/ie Brötchen in 
der Grof^backerei gepreßt werden. 

Dieses Hochschulrahmengesetz 
kann mit Fug und Recht als das 
härteste Gesetzeswerk zur Kaser- 
nierung und kapitalistischer „Ef- 
fektivierung" von Wissenschaft und 
Forschung in der jüngeren deut- 
schen Geschichte bezeichnet vvrr- 
den. Wer gründlich studiert, der 
fliegt (Zwangsexmatrikulation); wer 
politisch sich engagiert, der wird 
die Universität verlassen müssen 



(Ordnungsrecht) ; wer über Bil- 
dungsinhalte mitbestimmen will, 
der scheitert an den gesetzlich ver- 
ankerten Mehrheiten für Hoch- 
schullehrer in allen Gremien. Be- 
rufsverbote und Strafen für die 
Wahrnehmung des politischen Man- 
dats ~ die Studentenausschüsse 
der Universitäten Münster und 
Gießen sind von Verwaltungsge- 
richten zu insgesamt 45 000 DM 
Büßgeldern verdonnert worden — 
sollen den wirtschaftlichen Nach- 
wuchs ins Joch zv,'ingen; ähnlich 
geht man gegen die politisch ak- 
tiven Sc nülerselbstvei waltungen 
der allgemeinbiidenden und Beruf ^- 
sehuien vor. 

In dem Maße, als die Krise sich 
vor unseren Augen verschärft, 
wird aber auch ihre Lösung sicht- 
bar. Lehrlinge s^owohl wie akade- 
mische Jugend können es nicht hin- 
nehmen, als disponible Konkurs- 
masse kapitalistischer Bildungspo- 
litik verramscht zu werden. Kern 
kluger junger Mensch wird der 
Zynik des neuerdings propagierten 
Slogan? „Entkoppelung von Bil- 
dung und Berechtigung" folgen 
können. Besaj^t diese Kc^^icrungs- 
propaganda doch im Kern nichts 
anderes, als daß der junge Mensch 
nach hartem Studium von den 
Herren der Prof itgesellsthaft wie 
ein Rentner, a].~ unnützer Fresser 
deklariert und behandelt wird. 

Eine systemimmanente Lösung* der 
existentiellen Büdungs- unt! Zu- 
kunftsprobleme der JugL-nd kann 
es nicht geben. Bildung.spoHtik. so 
schreibt der Oldenburg Profes- 
sor Woltgang Pfaffenberger, „setzt 
eine Politik der Volibeschäftiguni? 
voraus, wie sie in den letzten Jah- 
ren in der Bundesrepublik nicht 
betrieben v.'urde. Dementsprechend 
wird die Biidungsrepub'ik auch 
eist wieder glaubhaft, w nn sie 
auf die Grundhige einer anderen 
Wirt:ichaftspolitik gestellt wird." 

Im Kampf gegen die von den 
Konzernen verursachte akademi- 
sche und Jugendarbeitslosigkeit 
sind wie nie zuvor die Voraus!^-e1- 
zunf^en für ein genieinsames Vor- 
geben von HochRChu'angehörigen 
und Arbeiterjugendlichen gege- 
ben. Den Ursachen und Ausv/ir- 
kungen der kapitalistischen Wirt- 
schaftskrise auf allen Ebenen krmn 
nur durch den gev/erkschafthchf-n 
und politischen Kampf der arbei- 
tenden Bevölkerung entgegenge- 
wirkt werden, an dem die Studen- 
ten und Schüler teilnehmen müs- 
sen. Einen anderen Weg gibt es 
nicht. 

M. JUNG 



MARBVBGER BUND : i^l^^'^ ? 

Im Laufe des letzten '.Semesters wurde auch in Li-beck der 'Narburger 3und'(inb) im 
Hahnen der Diskussionen um das Praktische Jahr ( PJ ) aktiv. 

aeschmiickt mit dem Namen • Ärztegewerkschaft ' versucht er sich zunehmend als Vertre- 
ter studentischer Interessen zu profilieren. 

Im folgenden soll versucht werden, die Politik des mb etwas näher zu beleuchten und 
aufzuzeigen, dai3 der mb nicht die Interessen der Studenten vertritt , sondern eine 
ständische Organisation ist, die mit geschickter Demagogie versucht »Nachwuchs aus 
den Reihen der PJ-Studenten zu rekrutieren. 



Schon bald nach dem Erlaß der AO am 28.10, 
70 regten sich Proteste der Medizinstuden- 
ten - nicht nur gegen die zunehmende For- 
mierung und Verschärfung des Studiums , son- 
dern auch gegen die mit der Einführung des 
PJ geplanten sozialen und materiellen Ver- 
schlechterungen. 

Schon bald wurde klar, daß mit vereinzelten 
und unkoordinierten Protesten und Petiti- 
onen keine Verbesserung dieses letzten 
Studienabschnittes durchgesetzt werden 
konnte. 

So schlössen sich die bundesdeutschen 
Hedizinf achschaften in der Fachtagung med. 
in der vds zusammen, Schon im Febr. '74 ei- 
nigte man sich auf folgende elementaren 
Forderungen : 

- Anerkennung als auszubildende am Kran- 
kenhaus 

- Abschluß eines Ausbildungs- änd Tarif- 
vertrages 

- kostendeckende Ausbildungsvergütung 

- Recht auf freie politische und gewerk- 
schaftliche Betätigung im PJ 

Erster unütersehtarer Ausdruck des 2usamm- 
menschlusses war ein bundesweiter Warn- 
streik im Jan. '76, 

Inzwischen war klargeworden , daß die Studen- 
ten alleine ihre eler.entaren Forderungen 
nicht*' durchsetzen würden können. Die Fach- 
tagung und die einzelnen Fachschaften 
nahmen folgerichtig Kontakt mit der ÖTV 
auf, Zusammen mit der CTV wurde auch ein 
Huster- Ausbildungs-und Tarifvertrag ent- 
wickelt, in dem unsere Rechte verankert 
wurden. Im Laufe der Zeit entwickelten sich 
die Beziehung zur OTV und den Personalver- 
tretungen an den einzelnen Kliniken immer 
besser. 

So haben 30 Lübecker Medizinstudenten im 
SS '76 ein mit der CTV gemeinsames Flug- 
blatt in 7500er Auflage in der Innenstadt 
verteilt . 
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In dieser Situation, einer zunehmenden Ko. 
Operation zwischen Gewerkschaften als Vej 
treter der Arbeiter und Angestellten und 
S.tudenten erscheint der mb auf der Bildfi 
che und äußert sich zum PJ. 
Überall in der BRD ließ er Flugblätter y» 
teilen, in denen er sich als Vertreter st, 
dentischer Interessen anbietet. 
Aber die ausgelegten Küderynämlich 

- Forderung nach 1200 DH Bezahlung 

- Forderung nach Tarifvertrag (der aller, 
dings unsere Rechte nicht absichert. iin 
Gegenteil) ' ™ 



So U^nBK,G^Bivr um 
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- 'billige Haftpflichtversicherung für a 

le mb - Kitglieder 
ziehen nicht so recht - wenn auch einige 
Kommilitonen auch an der MHL,wie man hö, 
darauf hereingefallen sind. 
Das ist auch nicht verwunderlich, denn 
se Manöver erweisen sich bei näherem Hl 
sehen als Seifenblasen: 
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z.B. die Forderung nach Tarifvertrag; 
Der mb sieht die Studenten als Arbeits' 
kraft (nicht als Auszubildende!) Trots 
gegenteiliger verbaler Äußerungen ist 
ein Curriculum, ein verbindlicher Aus- 
bildungs plan, nicht Vertrags best and teil 
In der Broschüre zur Düsseldorfer 'Pro 
testveranstaltung ' sind nur noch 3 Wo 
chenstunden theoretischer Unterricht 
vorgesehen (von 4.0!) (DagegeniRegelun, 
an der MHL: 5W.Std Theorie von 25 !!! 
Auf der anderen Seite betrachtet der D 
die PJ-ler in seinen 'Tarifvertrag' 
weiterhin als Student. 
Medizinstudenten und öTV hatten dem d: 
Forderung der Anerkennung als Auszubll 
der am Krankenhaus entgegengesetzt, 
Vorteil: Eine Interssensvertretung der 
PJ'ler ist auch an den entfernten Lehf 
krankenhäusern gesichert:Durch den pei"' 
sonalrat ! ! ! 



Z.B. die Forderung nach 1200 T>H Bezah- 
lung : 

Sicherlich, diese Forderung ist verlok- 
Icend. 'Schon mehrfach sind '.ir auf VV ' s 
gefragt Vforden,warun ^^fir diese j^'orier- 
ung ablehnen: 

1) Weil sie uns rechtlich und materiell 
von den anderen Auszubildenden am Kr. 
Haus isoliert , fi::r.it ständisch ist, 

und die so wichtige l^ini^keit d.er Aus- 
zubildenden verhindert. 

2) V/eil sie nicht durchaetzbar ist und 
in keinem Verhältnis zu unseren Lei 
stungen steht. 

Wie ' ernst ' jedoch diese Forderung gemeint 
ist, zeigte sich in erschreckender Deux- 
lichkeit auf unserer Podiumsdiskussion 
zum PJ,wo der rab Vertreter, OA Meier, 
meinte, wir sollten doch zu Banken oder 
Sparkassen gehen, da gäbe es billige Dar-: 
lehen! MI!!! (Bazu ein Hochschullehrer 
der MHL:'Das ist ja wohl das letzte!!) 



OEM fiQT^^xi DReOil 




" 2»B, ' billige ' Haftpfl icht versicherung 
für alle mb-r'itglieder : 

Auch hier wird versucht, die I'Iisere des 
PJ für die Ziele des mb zu instrumenta- 
lisieren. Anstatt nachdrücklich den Ab, 
Schluß von Haftpflichtversicherungen zu 
fordern, versucht man Mitglieder zu kö- 
dern. 

- Geradezu entlarvend ist die Haltung des 
mb zu unserer Forderung nach freier po- 
litischer und gewerkschaftlicher Betäti- 
gung im PJ; "..da(3 gewerkschaftliche unc 
politische Betätigung der Medizinstuden 
ten von uns niemals gefordert worden ist, 
weil wir als Krankenhausärzte wahrschein- 
lich am besten wissen, wiche Gefährdung | 



der Patientenversorgung durch die Einfüh- 
rung von ii^den Universitäten üblichen 
politischen Aktivitäten in unserer Kran- 
kenhäusern entstehen würde". (Der Arzt, 
4/76,3 191) 

gegen welche politische und gewerkschaft- 
liche Betätigung er hier auf tritt, wird 
deutlich, wenn wir uns klar machen, wogegen 
sich 'die an den Universitäten üblichen 
politischen Aktivitäten eigentlich rich- 
ten : gegen die schlechten otudienbeding- 
ungen, gegen die untragbare materielle 
Lage der Studenten. . . . 

mb - Ärzte- 'gewerkschaf t ' ??? 

Immer wieder versucht der mb,sich als 
Xrztegewerkschsf t därzus teilen. Aber schon 
im Begriff 'Ärzte-Gewerkachaf t ' ist der 
V/iderspruch angelegt . G-ewerkachaf ten ver- 
treten nämlich bekanntlich die Interessen 
aller in einem Beschäftigungszweig, 
ungeachtet deren Positionen in der Hie rar 
chie, während der mb 'berufsbezogene Son- 
derinteressen 'vertritt (Der Arzt 7/76) 
Wenn die ÖTV für alle Arbeiter und Ange- 
stellten im öffentlichen Dienst eine Ta- 
riferhöhung von 135 DN - wie 1976 - for- 
dert, so schreibt der mb-Bundesvorstand 
dazu, "daß der von der ötv betriebenen Ui- 
vellierungspolitik nur durch eine Grup- 
pierung entgegengewirkt werden kann, die 
eine leistungsbezogene Tarifpolitik be- 
treibt". (Der Arzt, 7/76) 
Hier gibt der mb seinen ständischen Cha- 
rakter offen zu! 



Der mb ist eine ständische Orga- 
nisation, die versucht 

-die in der ?J-Prage recht geeinten 
Studenten zu desorientieren und zu 
spalten 

-aus der PJ Misere mit Demagogie Ka- 
pital zu Schleen 

Dem müssen wir offensiv begegnen ! ! 

Für uns kann die Perspektive nur sein: 

- in der Ötv organisieren 

- im 'Bund gewerkschaftlicher Ärzte 
(BGA) in der Ötv mitarbeiten! ! 



/ 



Hallo, Kommilitonen! 

Mein Name ist Günther Elvers, ich studiere im 7* Semester Medizin und 
möchte Euch heute von einer Begebenheit berichten, die meinem Freund 
Harald passierte, der jetzt wieder an der Fachhochschule Münster einge- 
schrieben ist. 

Harald wohnt genau wie ich in Bremen. Während der Semesterferien waren 
wir zunächst gemeinsam verreist, anschließend gelang es ihm, noch einen 
kurzen Job zu ergattern. Mit dem dadurch verdienten Geld machte er sich 
noch ein paar schöne Tage kurz vor Ende der Semesterferien. Natürlich 
fuhr er erst zum letztmöglichen Rückmeldetag nach Münster. Sein Pech: 
Er hatte etwas vergessen - seine Bescheinigung über den Krankenversicherungs- 
schutz. Er war immer über seine Eltern in deren Kasse mitversichert. 

Ohne diesen Nachweis wurde er aber nicht für das neue Semester einge- 
schrieben! Also, was tat er? Harald fuhr direkt noch am Vormittag von 
Münster nach Bremen zurück, um sich diese Bescheinigung von der Kranken- 
kasse seiner Eltern ausstellen zu lassen. Als er mittags dort ankam, sagte 
man ihm, daß er nicht mehr bei seinen Eltern mitversichert sei. Harald 
hatte nämlich inzwischen sein 25. Lebensjahr vollendet, was bedeutet, daß 
er, wie alle anderen Studenten, zu diesem Zeitpunkt aus der Familienraitver- 
sicherung ausscheiden muß. Nun wurde er nervös und machte etwas völlig 
Falsches! Anstatt sich direkt bei der Krankenkasse beraten oder gleich 
selbst als Mitglied weiterversichern zu lassen, um eine Bescheinigung zu 
erhalten, ergriff er sozusagen die Flucht und versuchte mich anzurufen. 
Natürlich war ich längst in Lübeck. So wartete er bis abends, da er wußte, 
daß ich meistens nach Bremen zurückkomme. Am Abend klärte ich ihn dann auf, 
ohne ihn allerdings dadurch aufbauen zu können: Er hätte unbedingt die Mit- 
gliedschaft bei einer Krankenkasse beantragen müssen und dann den Nachweis 
über den Vericherungs schütz dort verlangen können. Dann hätte er sofort 
wieder umkehren und nach Münster zwecks Einschreibung fahren sollen. Dies 
war nun aber nicht mehr möglich, weil die Rückraeldef rist ja an dem Tag aus- 
lief. 

Vom nächsten Tag an hatte er jetzt erstraal wieder eine ganze Menge mehr 
Freizeit, denn das laufende Semester mußte er zwangsläufig pausieren 

Inzwischen' ist Harald längst Mitglied der Tetrh/^tAcr- fe^i^w geworden. 
Diese Kasse konnte ich ihm empfehlen, da ich dort selbst versichert bin 
und mit der TK durchweg gute Erfahrungen gemacht habe. Mein TK-Berater hat 
dafür gesorgt, daß Harald nicht nur ebenfalls TK-Mitglied wird und so die 
gewiss vorhandenen Vorzüge dieser Kasse für sich in Anspruch nehmen kann, 
sondern daß er auch im folgenden Semester wieder beruhigt weiterstudieren 
konnte. 

Wenn Harald übrigens nach dem Studium nochmals 6 Monate Pause machen will 
- diesmal aber freiwillig -, hat er als TK-Mitglied einen finanziellen Vor- 
teil: TK-Mitglieder bleiben bis zu 6 Monaten nach Ende des Studiums noch zum 
Studententarif versichert, solange sie keine Beschäftigung aufnehmen! Und das 
wollen wir beide dann noch einmal ausnutzen. 



( 
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T)ennächst werden an den Tingängon zur ML Schranken in Betrieb genorame 
Studenten be komme n,v/ie die anderen ?U-II--Angehörigen, auf Antrag eine Zu- 
f ahrts be recht igung . 

Antragsformulare können im AStjV-I^üro abgeholt und wieder abgegeben 
werden ! ! ! 
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Seit dem WS 72 folgt die Ausbildung der Medizinstudenten der 
"Approbationsordnung für Ärzte" vom 28.10.76. Sie löste die 
Bestallungsordnung ab, welche nach einhelligem Urteil der Me- 
dizinstudenten, Hochschullehrer, Bildungspolitiker und der 
ärztlichen Standesorganisationen dem Anspruch auf eine quali- 
fizierte Ausbildung nicht mehr gerecht i^^erden konnte. 
Die AO brachte eine Verkürzung des Studiums auf 6 Jahre, 
schriftliche multiple- choice- Prüfungen und eine weitgehende 
Neustrukturierung des Studiums mit sich. 
Im Folgenden wollen wir aufzeigen, daß 

«-^eine Prüfungsordnung in dieser Art keineswegs von den Stu- 
denten unterstützt wurde (entgegen den Behauptungen vieler 
Professoren) 

— ^diese Neus trukturierung unseres Studiums im Grunde genommen 
eine Vorwegnahme der Intentionen des Hochschulrahmengesetzea 

denn es erweist sich: 



(HRG) beinhaltet, 

DAS MED IZll^ STUDIUM IST 



"VORBILDLICH" FORMIERT 
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Außerdem wird schon beim Betrachten der 
Entstehungsgeschichte der AO deutlich, 
warum das Fehlschlagen dieser "Reform" 
praktisch vorprogrammiert war. 

Im September 1970 verabschiedete der Bun- 
destag die AO. Die letzte größere Änderung 
der BO war 1953 erfolgt und seit diesen 
Zeitpunkt waren über 200 Stellungnahmen 
u.a. zu diesem Thema erarbeitet worden, 
wobei die Diskussion anfänglich im wesent- 
lichen von Professoren geführt wurde, spä- 
ter aber die studentischen Publikationen 
einen gleichgroßen Anteil ausmachten. 

Ein wesentlicher Anstoß zur Änderung der 
BO ging 1959 von der Bunde särztekammer aus 
)1963 gab der Bundestag die Erarbeitung 
einer neuen Studienordnung für Medizin 
in Auftrag. Die beiden ersten Entwürfe des 
Bundesgesundheitsministers 1964 und 1966 
stießen jedoch auf breite Ablehnung, Die 
eingegangenen Stellungnahmen der Beteilig- 
ten und Betroffenen zeigten gleichzeitig 
so verschiedene Auf f ass'^ngen , daß keine 
für alle annehmbare Lösung in Sicht war. 

Man bildete deshalb die "Kleine Kommission 
2ur Beratung einer Neuordnung der ärztli- 
chen Ausbildung". Darin waren außer dem 
Staatssekretär und den Referenten des Mi- 
J^isteriums der V/issenschaf tsrat , der V/est- 
deutsche r^edizinische Fakultät entag , die 
Eundesärste kämme r (deren Vertreter eng mit 
^er Pharmaindustrie zusammenarbeiten), die 
I^eutsche Krankenhausgesellschaft, aie 
Obersten Gesundheitsbehörden der Länder unc 
-_von der 9. (neunten!!!) Sitzung an-r auch 
6in Medizinstudent vertreten. (Dieser Stu- 
•äentenvertreter wurde nach der Umstruktu 
Vierung des VDS- Fachbereiches 
zentralen Projektbereich nicht 
Sitzungen eingeladen!) 

Han hoffte auf diese Weisealle wesentli- 
chen Kräfte vereinigt zu haben, um die Re- 
form des Medizinstudiums realisieren zu 
J^Önnen. 



in einen 
mehr zu den 



Der Rohentwurf vom Mai 1969 rief jedoch 
unter den Studenten schärfsten Protest 
hervor; es kam u.a. zu Vorlesungsstreiks 
an vielen Universitäten und zu einer Stern- 
fahrt zum Gesundheitsministerium nach Bonn 

Im August 1969, nachdem ein Gesetz zur 
Neufassung der BO notwendig war, mußte der 
Rohentwurf erneut überarbeitet werden. 
Trotz aller Proteste von Studenten und 
auch von Wissenschaftlern wurde die AO nuh 
entgültig durchgepeitscht, obwohl die Fa- 
kultäten nicht darauf vorbereitet waren 
und die Möglichkeiten einer sinnvollen 
Durchführung nicht geprüft waran 




Die AO ist an sich nicht mehr als eine 
reichlich detaillierte Prüfungsordnung. 
Sie beschäftigt sich ausführlich mit Prüf- 
ungsmodi, Organisation des Studiums, Auf- 
zählung der Prüfungsfächer etc. . Fragen 
nach dem Ausbildungsziel und nach der 
Methodik läßt sie völlig unberücksichtigt. 
Zwar brachte sie weitreichende Neuerungen 
des Studiums ein, aber der Anspruch auf 
eine bessere Ausbildung als nach der 30 
wurde nicht erreicht. 

Nachfolgend sollen nun die wesentlichen 
Änderungen gegenüber der BO und ihre Aus- 
wirkungen erörtert werden. Grundlage dazu 
bilden das HRG und die "Kommentierte AO", 
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schaftlich fundierten Ausbildung für den 
Beruf. Die unzumutoare Intensivierung des 
Studiums ist vielmehr das Resultat einer 
Bildungspolitik, die vor allem eine Ko- 
stenminimierung bezweckt. 

Hierzu fordert die AO: " Soweit der Lehr- 
stoff eine unmittelbare Unterrichtung in 
kleinen Gruppen erfordert, soll dies ange- 
strebt werden" und " Im übrigen soll der 
Unterricht, soweit zweckmälBig, nicht am 
einzelnen Fachgebiet, sondern am Lehrge- 
genstand ausgerichtet werden", 

Efs soll also der Kleingruppenunterricht 
angestrebt werden. Dieses Ziel wurde bis- 
her bei der Verwirklichung der AO sehr 
vernachlässigt. Für Kleingruppenunterricht 
benätigt man Räume und Personal in ent- 
sprechender Anzahl. Aufgrund der aktuellen 
wirtschaftlichen Situation und der Prio- 
ritäten in den Haushalten des Bundes und 
der Länder (Einsparungen im Bildungs- und 




Der scheinbare Vorteil des multiple-choi 
Systems, daß nämlich die Prüfungen ob- 
jektiver sind, da die Prüflinge .nicht meh». 
der Willkür und Meinung der Prüfer ausge^ 
setzt sind, erweist sich als Nachteil, 
!wenn man folgendes bedenkt: Die Prüfunsa 
fragen und damit die Lehr- und Studien- 
inhalte werden zentral (ohne deILokra^is,'^h« 
Kontrolle) festgelegt und un den Gegen- 
standskatalogen festgeschrieben; damit 
tfällt jegliche Diskussion um alternative 
Inhalte (z.B. in Soziologie, Psychologie 
etc. s.u.) fort. Es wird ein ganz be- 
stimmter Wissenschaftsbegriff festgelegt 
der nicht dem Interesse der Mehrheit der 
Bevölkerung entspricht. 

Außerdem kann der Schweregrad der Prüfun 
en Je nach "Bedarf" variiert werden. \]m 
damit läßt sich natürlich ein :Leistungs- 
druok kontinuierlich aufrechterhalten, 
was zusätzlich durch Vermehrung der Prüf- 
ungen erreicht wird. 

Durch die Art der Prüfung und die Ver- 
kürzung des Studiums bildet sich außerdem* 
ein neues Lernverhalten bei Medizinstuden- 
ten heraus : 

3o treten beim Lernen Zusammenhänge in den 
Hintergrund, Einzelfakten werden anhand 
ier G egenstandskat aloge ohne ihre Zusam- 



Sczialbereich, Ausbau des Rüstungshaushal- 
tes uhd der Konzernsubventionen) sowie 
nach den immmer lauteren Stellungnahmen 
mit dem Ziel einer Verringerung der Anzahl 
von Studenten, werden jedoch bereits be-, 
willigte Stellen wieder gestrichen oder 
neue nicht eingerichtet. 

Den Unterricht nicht am einzelnen Fachge- 
biet, sondern am Lehrgegensxand auszuri- 
chten, ist eine in Aussicht gestellte Ver- 
besserung der Unterrichtsveranstaltungen, 
die noch nicht realisiert wurde. Die Fä- 
cher werden weiter entlang ihrer SystematiS: 
und unabhängig voneinander gelehrt. Meist 
sind die Veranstaltungen nach der AO aus 
alten addiert worden oder es haben nur 
Namensänderungen stattgefunden. 

2ujy\ (yk 6 Sind Mj(£.d.^ 




menhänge gepaukt. Auf die Lösung von Pro- 
blemen wird in verschwindend geringem Maße 
geachtet; das Studium wird auf ein Trai- 
ning für schriftliche Examina reduziert. 
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Die folgende Abbilduncr z;eigt ei.ne Ausfalis- 
erBcheinuny der Hand. Weiche Ursache liegt 
ihr zu Grunde: 




(A) 


Ausfall des 


N. radikalis 


(B) 


Gpasmus im 


rechten Ohr 


(C) 


Knoten im N 


. niedianus 


>< 


Alles o.k. 




(E) 


Defekt im P 


erpleKus brachialis 
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letztere herausgegeben vom Pachschaf tsrat 
Medizin Hamlourg im Auftrag der Pachkonfe- 
renz Medizin in der vds. Dort heißt es im 
Vorwort : 

"Hier soll nun nicht erörtert werden, wer 
der Väter, wpr die Mutter und wer der Pate 
ist. Wichtig ist zunächst einmal die Fest- 
stellung, wessen Kind die AO nicht ist. 
Der EGB Als Ora 

Organisation der arbeitenden 
Bevölkerung, welche den weitaus größten 
Teil der Patienten ausmacht, hatte keinen 
wesentlichen Einfluß auf die Erstellung 
der AO. Sie staht deshalb auch im Wider- 
spruch zu seinen Beschlüssen und Porder- 
ungsprogramm, wie z.B. den "23 Forderungen 
des DGB zur Hochschulreform", Die Vertre- 
ter von Hochschullehrern und Assistenten 
wurden allenfalls noch angehört, während 
der "Verband Deutscher Studentenschaften" 
(VDS), als demokratisch gewählte Dach- 
organisation der betroffenen Studenten, 
vollkommen übergangen wurde. Es darf des- 
halb niemanden verwundern, wenn sich die 
von der AO hauptsächlich Betroffenen all- 
mählich weigern, die Alimente zu zahlen 
für ein Kind, welches sie nachweislich 
nicht gezeugt haben." 

Bas augenblickliche Aufnahmeverfahren 
über die ZVS soll lt. HRG durch Aufnahme- 
prüfungen ersetzt werden. Das bedeutet: 

I.Die Zahl der Studienanfänger kann wei- 
terhin nach dem sehr wechselhaf ten"Be- 
darf" beliebig reguliert werden. 



2. Der Leistungsdruck, der schon jetzt - 
neben Konkurrenzdenken- in den Oberstu- 
fen ein hohes Maß erreicht hat, wird 
weiter verschärft. 

3 . Das Bewußtsein der Bewerber wird schon 
frühzeitig in einer Richtung geprägt. 

4. Es werden wahrscheinlich nur Kinder aus 
höheren sozialen Schichten diese Hürden 

Überspringen können (weil sie sich z. B. 
durch Nachhilfestunden besser auf die 
Aufnahmeprüfungen vorbere iten können) , 

Uet-k^tzMAx^ des 6i(MoLuujj.s au^ 

Zu diesem Thema, schrieb Paul Lüth bereits 
1971: 

" Das Studium wird in eine Hetzjagd nach 
Terminen und Scheinen verwandelt. Neben 
der Vorbereitung auf den gerade anstehen- 
den Termin wird die Arbeit zu anderen The- 
men schwierig. Es erscheint zweifelhaft, 
ob der Student überhaupt noch etwas ande- 
res als bloßes Examenswissen aufnehmen 
kann. Ganz sicher ist es ihm unmöglich, 
sich mit etwas anderem als mit der Medi- 
zin zu beschäftigen Durch solche in- 
tensive Einengung resultiert keinesfalls, 
was modernen Pädagogen als Ziel jeder Aus- 
bildung vorschwebt: Erziehung zur Mündig- 
keit. Am Ende dürfte eher der stramme 
Reihenuntersucher stehen, der Gesundheits- 
ingenieur." 

Die Verkürzung des Studiums bei gleich- 
zeitiger Ausweitung der Studieninhaite 
entspricht keinesv/egs dem Interesse der 
Studenten an einer gründlichen und wissen- 
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Geht man davon aus, daß sich das Lernver- 
ha'lten auch in ihrer späteren Berufspraxis 
niederschlagen wird, 90 werden- noch 
stärker als bereits gegenwärtig- die Pa- 
tienten dem Arzt als "Prüfungsfragen" ge- 
genübertreten ( allerdingsohne dem Arzt 5 
Krankheiten zur Auswahl anzubieten!). 
"Dieser Vergleich von Prüfungsfragen und 
Patienten ist nicht nur qualitativ, son- 
dern auch quantitativ berechtigt: Wir sol- 
len uns den Fragen gegenüber so entschei- 
dungsfroh verhalten wie später in der 3- 
Minuten- Praxis." 

Euuj^HJüJLQ AAMxxJU f^^<Jjh(au;>c, : 

Auf didaktisch und inhaltlich beklagens- 
werte Kurse soll hier nicht weiter ein- 
gegangen werden. 

Durch seine Anwendung auf Medizinische 
Psychologie und Medizinische Soziologie 
deckt das mc- Prüfungssystem deutlich 
seine Unzulänglichkeiten auf. Weil schwer 
abprüfbar, sind Verständnis von Zusammen- 
hängen und Fragen des analytischen Vor- 
gehens aus dem Gegenstandskatalog dieser 
Fächer gestrichen. Der Prüfstoff wird auf 
eine Ansammlung von Pakten reduziert: 
"Der Student soll den Begriff X seiner 
Definition zuordnen können; der Student 
soll die Größe Y errechnen können, hin- 
sichtlich ihrer Maßzahl bestimmen können, 
benennen usw.". 
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Bemerkenswert ist in d 
Daß die Lehrstühle in 
Med. Psychologie fast 
behalten sind. Denn di 
Fächer bedeutet möglic 
gegenwärtigen Gesundhe 
Einsetzung von Standes 
Lehrstühle raeint man, 
nen zu müssen. 



DANN BIN ICH ENDLICK 
AUF DER RICHTIGEN 
SEITE GEH OLLEN NADEL ' 




iesem Zusammenhang 
Med. Soziologie und 
alle Medizinern vor- 
e Einführung dieser 
herweiae Kritik am 
itssystem. Durch 
genossen in diese " 
dieser Gefahr begeg- 



Die Famulatur hat den Zweck, den "Studie- 
renden mit dem ärztlichen Wirken in öffent- 
lichen Stellen und in Einrichtungen des * 
Arbe its lebens sowie in freier Praxis ver- 
traut zu machen". 



— Iwh. : Man-ffecl Lanqmaack — 

D as Haus der ^ 
gepflegten Biere i 




l'^ LOBECK '"^//„u,W^^ 
Rn der Mauer SSa Tel. 7Mif9 



Die angebotenen Alternativen sind sowohl 
quantitativ als auch qualitativ unzurei- 
chend, Werks ärztliche Einrichtungen und 
öffentlicher Gesundheitsdienst stellen 
größenmäßig nur einen sehr geringen Teil 
der G-esundheitsvers orgung dar und bieten 
zur Zeit nicht genügend Famulaturstellen 
an. 

Die. Hiscic ölei Vmkliscina^ ^aUts 
Dtfdtu U3it uns uicM lÖM^ ^- 



Die bestfthenden Schwierigkeiten mit dem 
PJ sind wohl mittlerweile allen Medisin- 
studeriten bekannt. Trotzdem sollen die 
'/.'ichtigsten Punkte hier nochmals kurz auf- 
geführt werden: 

- Es gibt keinen ausreichenden Versicher -t-' 
unp^sschutz für die PJ '1er 

- Sie haben keine Int eressenve cbretun^^ am 
Krankenhaus, kein Streikrecht 

-Sie werden für ihre Arbeit nicht bezahl t 
und erhal t en keinerlei Sozialleist ungen 

- Bereits im Herbst werden em«^" g^(TBe 
Anzahl PJ'ler keinen Ausb ildungsplat a 
mehr bekoinnien ~ ~ 

- Die Lehrkrankenhäuser und auch die Uni- 
kliniken sind zum größten Teil von ihrer 
materiellen und personellen Ausstattung 
her nicht in der Lage, die Ausbildung im 
PJ zu gewährleisten 

Auch hier bei uns in Lübeck haben 
wir all diese Probleme! So reicht - das 
haben sc gar schon einige Professoren zu 
bedenken gegeben - die Klinik Ost nicht 
aus, um die geplante Anzahl an PJ -Absolv- 
enten auszubilden. Deshalb müssen wir ver- 
stärkt dafür eintreten, daß das Kranken- 
haus Süd als Lehrkrankenhaus rni t einbezogen 



Für die Ausbildung auf den Stationen 
gibt RS keine verbindlichen Lehrpläne 
(Curricula) , es bestehen keine Richtlin- 
ien derüber, welche Fähigkeiten in den 
ein^nelnen Pächern unbedingt vei'mittelt 
werden müssen. Es kommt also auf die Lig- 
en i.ni tiative , Hartnäckigkeit und d^. n 
hurchblick des PJ 'lers an, ob er bestim- 
mte Dinge lernt oder nicht. 

Uhs kchhtM (oir daße^eAK km. ^ 

Bereits seit über swei Jahren machen die 
Studenten ihre Forderungen zum Praktisch- 
en Jahr deutlich, und sind u.a. durch 
Warnstreiks, Leraonstrotionen und öffent- 
li.chkeitaarbeit dafür eingetreten. Bis 
jetzt haben wir aber noch keine Zugestrind- 
Jiisse erreichen können, sodaß wir nun zu 
stärkeren Aktionen kommen müssen.. 
Um ein bundeseinheit lichfS Vorgehen der 
Medizinstudenten zu planen, trat am 22./ 
25. Januar die VÜS Fachtagung Medizin in 
IVI a in z zusammen: 

Aus den Berichten der f achschaft svertre t- 
er von ihren b^nis wurde deutlich, daß die 
PJ -Misere nicht "Anfangsschwierigkeiten" 
waren , sondern mit zunehmender Zahl der 
Absolventen sogar nocti großer werden wird, 
So hat es denn auch an fast allen Fach- 
bereichen Vollversammlungsbeschlüsse für 
einen Streik im Sommersemester gegebenl 



Für das gemeinsame, bundesweite Vor- 
gehen wurden folgende Beschlüsse gefaßt: 
- Bis zum 29. April finden an allen 
Med-Fachbereichen Urabstimmungen statt. 

(In Schleswig Holstein und Bayern wegen 
des spät en S emesterbeginns bis I5. Kai) 
her Streik beginnt am 2, Mai (in SB und 
Bayern am 16. Mai). 
Der Urabstißimungste:xt soll lauten: 
"Ich stimme für den bundesweiten Streik 
beginnend am 2.5- (15. 5«) 2ur Durchsetz- 
ung der von der VDS-Pachtagung Medizin 
beschlossenen Forderungen zum PJ, 

1. Abschluß eines Ausbildung^- und 'Tarif - 
vertrags für die PJ-AbsoIvent en , 

der beinhaltet 

Vertretung durch dtui Personalrat 
Recht auf freie gewerkschaftliche und 
politische Betätigung, einscliließli.ch 
Streikrecht 
i*Lezahlung einer Ausbildungsvergütung von 
z.Zt. 7oo Lfl/Monat und übliche Sozial- 
lelstungen mit Versicherungsschutz 

2. Übernahme aller Studenten nach Besteh- 
en des zweiten Teils der Ärztlichen Prüf- 
ung in das Praktische Jahr 

3. Ausreichende materielle luid personelle 
Ausstattung der Ausbildungss hätten ein- 
schließlich der Einrichtung von Poli- 

kl i i.iken an den Lehrkrankenhäusern. 

Das Ende des Streiks beschließt die 
Vollversammlung. Die Vollversammlung iiat 
nach Streikbeginn einmal wöchentli.ch 
zu tagen - " 

Nach Ende der Urabstimmung wird ani ^jo J\ ^ 
die Fachtagung nochmals zusammentreten, 
um den bundesweiten Streik auszurufea, 
wenn mehr als ^aji aller Fachbereiche sich 
dafür ausgesprochen haben ^ 



Kassenpatient 



O du erhabener 
Halbgott in Weiß, 
Statthalter Äskulaps, 
Mit Villen gesegneter 
Scheineeintreiber, 
Gewähre huldvoll 
Einen einzigen Blick 
Auf meine Zunge, 
Die zweifellos unwürdige ! 
Sie ist belegt 
Könnte es sein, 
Geliebter Diagnosesteller, 
Ich hätte einen 
Magen- Darm- Katarrh, 
Und wenn ja, 

In Weihrauch Verschwimmender, 

Gäbe es, 

O Führer des Rezeptblocks, 
Dagegen ein Pulver? 




T 



{Jie la^Vs aia diu riHU^2 

Es muß v;ohl nicht exr.ra hftDUt werden-, 
duL: un:;!ere liübeckei- Sit ation aiciit isu-i 
liert gesehen werden kann. 
Auch bei uns wird das Elend der Gesuud- 
heits- und Bildungspolitik sehr deutlich. 
Deswegen nützt es gar nichts, wenn wir 
ausschließlich iiier in lU'iserem kleinen 
Bereich versuchen, irgend wel clte Vorbes- , 
serungen zu en-eichen! Wir niüfiseri e^ viel- 
mehr schaffen, uns in die bundesw^i ten 



Aktionen aller Medizinstudenten einzu- 
reihen ! 

Trotz der Schwierigkeiten, die sich aus 
unserem späten Vorlesungsbeginn ergeben, 
werden wir die Urabstimmung zum Streik 
durchführen c Das bedeutet, daß, wenn wir 
aus den Perien aurückkommen . bereits die 
Wahlurnen , auf uns warten o 
Während des Streiks wird es viele Gegen- 
veranstaltungen geben- Themen dafür bie- 
ten sich genügend an ( AO, Gesundheits- 
wesen, PJ, HEG etc., etc^,)o Ferner muß 
noch stärkere Öffentlichkeitsarbeit ge- 
leistet werden, auch zentrale Demonstra- 
tionen oder go- in ' s beim zuständigen 
Ministerium sollten ins Auge gefaßt wer- 
den! Die Vorbereitungen und Organisation 
unserer Aktionen sind u^a, auch Aufgabe 
der PJ- AGo Ebenso wird der Arbeitskreis 
Gesundheitswesen' seinen Teil zu den Ver- 
anstaltungen beitragen. 



ßeiroli^t EucU addier ttttiersdin/icn- 
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i^i&icujbert mit Fminde^ ii^iLeam-^ 

Ver^e£i,i uot tdl^ tv<Ms. 

ßfUioi £tt>e SiuJetjiei^aui,(Mx6e. ilrv (kr 

LSai^ir die. Urahs^itrttntui^ zu>m 
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Aber noch in diesem Semester ist noch 
einiges an Arbeit zu leisten. So wird 
eine Unterschriftensammlung mit unseren 
Forderungen bei Professoren, Assistenten 
Angestellten, Studenten und in der Of- 
fenxlichkeit durchgeführt. Um möglichst 
viele Leute an6>prechen zu können, . müssen 
möglichst viele Kommilitonen dabei mit- 
helfen- die PJ -AG freut sich stets über_ 
neue Mitarbeiter M 

Die Aufgabe eines jeden von uns ist es 
jedoch, diejenigen Kommilitonen, die es 
immernoch nicht einsehen wollen, von der 
Notwendigkeit des gemeinsamen, geschlos- 
senen Handelns zu überzeugen! 






Tanzen, wo Tanzen Freude macht 

Geselligkeits -Tanzkurse 

für Ehepaare - junge Paare - Jugendi.che 

jung - modern und führend in Lübeck 
neue Kurse beginnen im Januar 



Lübecks Tanz-Center 

Tanzschule Wollgast 

beschwingt erfalgreich upto date 

Ausgezeichnet mit dem 
Großen Leistungsabzeichen in Gold 

+ tiihprk e. V. veranstalten ihren 
Die Tanzschule Wo 1 (gast und der Tanzclub Hanseat.c Lübeck 

3H0SSEN F R 0 H U I N e S B A L L I. M-ni. TrAVE.ÜNDB 

.e.bunden eine. Tanztu.nien u. die Norddeutsche He,ste.schan de. S-K,asse 
In den lateinamerikanischen Tanzen 



Hüxle,tor.Uee 35 • 2400 Lübeck 1 • Telefon 0451/791655 



Sonnabend, 5. März 1977, 20 Uhr 



Karten in der Tanzschule Holl gast 



Fünf Jahre Gesinnungsjagd . . . 

Berufsverbote und eine gute Portion Antikommunismus/ Von Horst Bethge 



DV2. 



Es begann mit einem Täu- 
schungsversuch: Am 23. 11. 71 pro- 
klamierte der Hamburger Senat, 
die SPD-geführte Landesregierung, 
„bei politischen Aktivitäten des 
Bewerbers in rechts- oder linksra- 
dikalen Gruppen" Berufsverbote 
verhängen zu wollen und erließ 
noch am selben Tage eine Entlas- 
sungsverfügung gegei. die Lehrerin 
Heike Göhl wegen angeblicher 
Mitgliedschaft in SDAJ utid DKP. 
Abgesehen davon, öiS das ham- 
burgische Vervaltungsfjericht nach 
über vier Jahren diese Verfügung 
am 26. 2, 76 .aufhob, jjlaubte .sofort 
niemand da rar!, daß öor Senat ge- 
gen Rechtsradikale vorgehen wür- 
de. Als nur zwei Monat.c- .später die 
Ministerpräs.idcnten und der da- 
malige; Bundt;sk.?riz;l'^r Willy 
Brandt ihren berüchLifjsOn Grund- 
satzbesebiijß fai:ieii, Htiien sie die 
noch vom Hamburgc^r Senat ver- 
suchte' Gleichsetzung von WnV:- 
und recht.? weg. Erkennbar w;ir 
somi.*, gf^Kcn wen sieh der ATint- 
ste r p I- äs i l' ri te nb eschl ii Q d i vck i 
richtctfj; Gegon Unks. 

So kam denn auch; tnzwi- 
lachen i^ann ni;',r^ hiian/.ieren ; Uber 
30 0 0 Be r u f s ve ■ b f ■ t s ma ßr a Inn en ge- 
gen Linke, lOi} Verfahren gegen 
NPD-Mitf!licdcr, die ti'tft alle „po- 
sitiv erlcdifit" '-eien (fio der NP'V 
Vorsil/,cnd<' Mußgnug am 16, 6. 76 
vor der PrCL^se ir Hann). 

Von Anfang nn. wurde von Jen 
Gegnern der \:ivr^^f^\■r.:^bv•'.'? anf 
CS r e i e r le s \\i n gi i (r ■-en : 

1. Auf dii; unheilvolle Tradi- 
tiops kette — vod den Karisb.Kier 
Bt Schlüssen 1819 liber das So;iiali- 
stengesetz 1878 und d;is ., Gesetz 
zur Wiederherstellung -..'e-s Bcri;f^- 
beaiTitcnUuni.s'" vom 4, 1933 bi.^ 
zum Adenai^er-Erioiß '-150 — , di*' 
zeigt, daß die Henschciocn ii^mer 
in Zeiten bträond;;r,'> tu. pohtisi'hei 
Ökonomischer und idcclogisth.er 
Krisen zu repressi^- en Maßnahmen 
greifen und den Drui k auf demo- 
kratische Kräfte letzlcndhch t.r- 
folglo.^ ven~Uirken und vti.suchlen, 
einzelne her» i.szugreifen, um an 
iimen f^ar.ze politi:;ehe und ideolo- 
gische Weitanschauungeu zu diffa- 
mier ctn und zu illegal isieren. 

2. Auf den antifas(:i!U.'i!:=ch-de- 
mokratisschen Ktrn.i^ehiilt d-'s 
Grundgeiictzes, der durch Beruts- 
verbole gefährdet wird, das heißt, 
auf die Gr undrechlsv er sprechen, 
die offengehaltene Wirli^chaftsord- 
nung, die garantierte Volkssouve- 
ränität und die Bi'jdui.g'^ Wirkung 
völkerrechtlicher Ivo:*:nei'i Wir die 
BRD. 

' 3. Auf die hi.storische Erfahrung, 
daß die Verfolgung der Gesinnung 
2v/ar bei den Kommunisten begon- 
nen wird, jedoch nach und nach 
auf Sozialdemokraten, Liberale 
und Christen ausgedehnt wird und 
potentiell jeden Bürger bedroiit. 

Diu inzv/iscf f-n übersehbare Be- 
rufsverbolspraxis bestätig!e und 
jeder neue ..Fall" von Berufsverbot 



erfuhr, diese Einschätzung der Be- 
rufsverbotsgegner. 

Konnten sie sich doch auf die of- 
fengelegten Motive, die zu den Be- 
rufsverbot sbeschlüssen geführt 
hatten, berufen: 

Die Kraft der SPD, die inzwi- 
schen erstarkte demokratische Be- 
wegung zu integrieren, begann zu 
erlahmen und stieß an ihre Gren- 
zen, Der Aktionsradius der demo- 
kratischen Kräfte erweiterte sich 
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.mgesichts sich v^ rscnärf ender ge- 
sellschaftlicher Konflikte infolge 
beginnender friedlicher Koexi- 
;enz, Der „emotioivule Antikom- 
munismus" (Bundes Vereinigung 
Ai'bcitgeber verbände) ließ ra- 
pide nach, das außenpolitische 
'Feindbild verbi.ißtr zuseh'.'nds. Da.'> 
Wehrmoljv s«-i. vand rapide. Ct- 
sc^llschaftUche und poHtitche Al- 
ternativen v/urden breit diskutiert. 
Die geworkscli:5ft'ichf Orlen tie* 
j ung und Oi ,'anisati:)n ergriff In- 
tellektuelh' und besonders niei- 
nungiibildende Schichten, die einst- 
mals zu d'H Stützen de'- Herr- 
schend.en ge2.^hlt hatten. Das Kon- 
zept, mittels SrU-,FDP-Bunde?re- 
r.;ierunt. die Formierung der Ge- 
s'.dischaft reibun,t?s loser zu vollzie- 
hen und die Pdas-smluy-^^iitä^ zu er- 
halten, drohte zu scheitern. Imnier 
mehr Burger forderten die Einlö- 
sung der Grund rechte: vei sprechen 
und Kon. -Sequenzen aus der Ent- 
spannu ngspolitik. 

So v.urde der Antikommunismus 
i;eii belebt, und das Repressionsin- 
s!rumcn! ergänzt und aufpoliert. 

Die Berufsverbote schienen geeig- 
nete Mehrzweckwaf fe zu sein: 

1. Als Spitze einer antlkommuvd- 
stj sehen Kampagne aktivierten sie 
den bei e:Uchen führenden SPD- 
und FDP-Politikern vorhandenen 
originären Antikom!Tiuni;'mus und 
verpfhchteten sie auf ein neues 
Bündni,:; mit der CDI.' gegen linke 
und dernokrati,yche Kräfte. 

2. Die Berufsverbote verspra- 
chen die Isolierung der DKP. ohne 
auf das aus außenpolitischen 
Gründen nicht durchführbare Par- 
teiverbot zurückgreifen zu müssen. 

3. Auf i.,erade Anpolitisierte, noch 
Unentschlossene und noch Unorga- 
nisierte versprach es abschreckend 
zu v.'irken und zur Zurückhaltung 



4. Es ließ hoffen, daß die wissen- 
schaftliche und öffentliche Diskus- 
sion ge,sellschaft!icher Alternativen 
zunächst eingedämmt werden wür- 
de und sich somit faktisch zum 
Theorieverbot ausdehnen ließ. 

5. Berufsverbote schienen zU er- 
lauben, daß Grundrechte zunächst 
für einzelne eingeschränkt und die 
Volkssouveränität ausgehöhlt wer- 
den würde, ohne gleich zur „Total- 
revision des Grundgesetzes" {Hans 
Dächgans) schreiten zu müssen. 

6. Die Einzelfallprüfung schien 
die Installierung eines umfangrei- 
chen Schnüffelapparate.-; und das 
Antasten des Parteienprivilegs zu 
erfordern. 

Aber die demokratische Bewe- 
gung ließ sich nicht strangulieren. 
Im Gegenteil: sie c-rganüsierte sich 
enger, Sozialdemokratevi, Liberale, 
Kominunisten und Christen prakti- 
zierten offen em Brindnis in dieser 
Frage, die Bewegung wuchs — und 
sprang auf demokratische Kräfte 
im Au.sland über. Der Versuch, die 
Integrationspolitik der SPD- Füh- 
rung durch Repression mittels Be- 
rufsverboten abzusichern, mußte 
inzwischen mehrfach modifiziert 
werden {Sonder gesetz, 8- Punkte- 
Richtliniem und verschlilJ die Inte- 
gration skraft der SPD weiter. Uas 
Bemühen, die Mitglieder aer DKP, 
der SDA.T, des MSP-Spanskus, des 
SHB der DFG.VK sti->!l vertretend 
für ihre Organ i^ation im ersten 
Anlauf aus dem demokratischen 
Spektrum herauszudrängen und 
dadurch die Erfahrungen des anti- 
faschistischen Widerslandes, daß 
der Feind rechts steht, j ergessen 
zu machen, gelang nicht. E.ine brei- 
te und internationale Sol;da^i^ie- 
T-ungsweile erwies sich als stärker. 

Der Wide breiter Bevdlkervmgs- 
sehiehten, die Einschränkung von 
Grundrechten nicht zuzulassen, 
vvu 'de nicht gebrochen, sondern im 
G.-y. enteil, durch jedes neue Be- 
- !if;;vi'rbnt aktiviert. Selbst da.? ot- 
l<iV: eingestandene Scheitern de;! 
Ministerprä identenbcschlusses,- 
das Bemühen des höchsten Gerich- 
tes, um eine „--bschlleßende Klä- 
rung", der Einsatz der Autorität 
des Parlaments vermochten .nicht, 
die Protestbewegung za be- 
schwichtigen und von ihrer Forde- 
rung abzubringen, die Berufs\'!."r- 
botepolitik gänzlich aufzugeben. 

.Auch das neuerliche Ankurbeln 
des Antikommunismus, das Aulpo- 
lieren L^einer offensten Form, 
machte ihn nicht salonfähig. „Für 
Demokraten müßte sich Antikom- 
munisinus von selbst verstehen" 
(FAZ, 17- 8. 76), prokh mierte man 
und i.eine gute' Portion Antikom- 
munismus ist nicht nur erlaubt, sie 
ist sogar notwendig" {Die Welt, 28. 
9. 76). Mit den massenhaft propa- 
gierten "Wahlkampf Parolen „Freiheit 
statt Sozialismus" und „Modell 
Deutschland" gelang es zwar, 
Wählerstimmen in die Urnen zu 
manipulieren, aber nicht, genügend 



/ 

samtpoliUk zu verpflichten. Sonst 
brauchte „Die Welt" nicht einen 
Tag nach der Bundestagswahl dazu 
aufrufen, „mit den Sozialdemokra- 
ten wider die Soziallsten zu strei- 
ten und dieser Streit geht am 4. 
Oktober weiter, am 5. Oktober und 
jeden Tag, bis die Volks- und son- 
stigen Fronten geklärt, bis die Gei- 
ster von den Ungeistern geschieden 

sind." , 

Gegenwärtig zeigen, wie man 
beim Boxkampf sagt, die Berufs- 
verbotepolitiker Wirkung. Die Ur- 
teile in den Berufsverbotsverfah- 
ren sind sehr unterschiedlich: Po- 
sitiven Urteilen der Verwaltungs- 
und Arbeitsgerichte stehen absolut 
negative gegenüber. Mancherorts 
hat sich die Anzahl der neuen Fäl- 
le reduziert. In Niedersachsen kün- 
digte der neue/alte Innenmmister 
Groß eine Verschärfung an. In 
Bayern dehnt man die Berufsver- 
bote auf Christen aus, in NRW will 
man selbst Privatschulen sperren. 
Dennoch: zahlreiche Betroffene 
wurden eingestellt, etliche Zwi- 
schenerfolge vor Gericht erstritten. 
Was den Befürwortern der Berufs- 
verbote am erfolgreichsten zu sein 
scheint, ist, eine gute Portion Anti- 
kommunlsmus In die Berufsverbo- 
te-Protestbewegung hmeinzutra- 
een. Eine Protestbewegung gegen 
Berufsverbote für DKP-Mitglieder 
ohne DKP-Mitglieder - das wäre 
etwas nach Ihrem Geschmack. i>ie 
gerade abgelaufenen Aktionen und 
die stattfindenden Aktionen zum 5. 
Jahrestag aber zeigen; Offensicht- 
lich haben alle in der Protestbewe- 
gung erkannt, daß sie sich nicht 
auseinandermanövrieren lassen 
dürfen, wollen sie vollends erfolg- 
reich sein. Gemeinsam smd wir 
stärker! 



-Ah' 

Ingeborg Drewitz 

10 Gebote für alle, die mit dem 
„Berufsverbot" gar nicht 
erst etwas zu tun haben wollen 

1. Du sollst die Politik den Politikern überlassen. 

2. 0u sollst (dennoch) d« richtige Parteibuch in der 
Tasche haben, 

3 Dü sollst nicht in einer Wohngemeinschaft leben, 
gelebt haben oder zu leben begehren, 

4. Du sollst dich nicht um deines Nächsten politische 
Schwierigkeiten kümmern. 

5. Du sollst deinen Kindern nicht die internationale 
beibringen noch sie in Kinderladcn schicken. 

6. Du sollst nicht zweifeln. 

7. Du sollst keine Flugblätter lesen oder gar ..asr.mein. 

8. Du sollst den Artikel 15 des Grundgesetzes verg.^s- 
sen.. 

9. Du sollst einige Wörter wie Kommunismus, Sozia- 
llsmus. Anarchismus meiden. 

10 Du sollst (am besten) deinen Ausbildern. Vorgesetz- 
ten und ähnlichen Personen gehorsam sein. 



Haber -ymk^^uJm 



T 1 77 • Auf Station 6, wie auf dem 
Mcn-iag, 3.1 ".„^„„phen wartet Gruppe 2 
Praktikumsplan '° sehen, wa ^.^^^ 

frSi'fir ;ri:i'flige'n"stuaenten gerec-n-^ 
^^J^" Da sich unser Anliegen herum- 
rprl=ht!\irä ^u-J^and .provx rt^^z.-x 

re^fSf^^!%r/enrUcrisrNrurelosle dran. 

aher na ja. 

^ Ott vpree'blich auf ihren 

Gruppe i "S^^^^^o^huTt^^fr. Einmal mußte er 

Mal flhlte er unentschulaigt : 

» , -j.*!«,. otsllt eroSe Ansprüche an 
Herr Schüttler |*^l^J,%o .^^^j^ 

a?' L^rlen dSm lernzielhata- 

einseitigen lerne, n^ ^^^^ p^y. 

^S^J^i«'t?ete ^ea'oAaer. zutage, daß der 
. «.--C!ffa .^einselti. .est^mmt 

fenl-^^rdfr^Vlelfairäe 4?m.inunsen 

ttnen i=i-^-''\f,''°frrn SchÜrtier fiel 
Das Praktikum ^«^^''errn oonut 

r'-p="cMat?ir n MbSik? Hier setzt .an 
sich nicht eC (weder für Studenten noch 
für Patienten) . 



Herr Huher seilest, als erster Veranstalter 
im VorleseungsverzeicT-nis aufgeführt, na- 
hen wir noch nie im Praktikum gese^ien^ 
Als Professor toial überlastet r!? Auch 
T?rau Prof. V/arecka, die Herren Prof. Kenßgf 
Petzoldt und Henkel machen selbst Unter- 
richt , 

Einsige um; bekannte Aktivität von Herrn 
Hub--- zum Praktikum: Ihm geht es durch 
den Kopf, eine Klausur am Ende des Ilsu- 
rologie- PBjchatrie-Praktikums schreiben 

zu lassen! ! i 
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